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staatlichen Studienfinanzierung, sondern auch in zahlreichen 
anderen Bereichen des deutschen Wohlfahrtsstaats ein Mentali- 
tätswandel stattfinden muss, der erwachsene Menschen nicht mehr 
in eine familiäre Abhängigkeit zwingt, sondern als eigenständig 
und unabhängig begreift. 
Anstelle einer Elternfinanzierung sollte perspektivisch – •	

gleichzeitig mit dem Auslaufen der Unterhaltspflicht – eine eltern- 
unabhängige Finanzierung treten. Hierbei ist zu beachten, dass 
dies keine negativen Umverteilungswirkungen nach sich zieht. 
Das heißt, dass auch mit einer elternunabhängigen Finanzierung 
keine Vorteile für die Kinder reicher Eltern geschaffen werden. 
Da beispielsweise eine Person im Falle der Elternunabhängigkeit 
mehr erbt, weil die Eltern sich trotz ihres Vermögens aus der 
Unterhaltspflicht entziehen können, wäre hier die Erhöhung 
bzw. Wiedererhebung der Substanzsteuern, also der Vermögens-, 
Erbschafts- und Schenkungssteuern ein logischer Ansatzpunkt. 
Zudem sind Kapital- und Arbeitseinkommen gleich zu besteuern, 
zum Beispiel durch entsprechende Anrechnungsverfahren und den 
Verzicht auf Abgeltungssteuern. Hierdurch kann eine gerechtere 
Zusammensetzung der Steuereinnahmen des Staates erreicht 
werden, was dann auch einer Finanzierung der Kinder besser 
verdienender Eltern über Massensteuern entgegenstehen würde.

Die Mindestanforderungen an ein Studienfinanzierungssystem lassen sich 
nicht isoliert von den Einnahmen des Staates betrachten. Es bleibt zumin- 
dest die Problematik einer zeitlichen Begrenzung dieser Finanzierung, was 
wiederum soziale Härten zur Folge haben kann. Das Aktionsbündnis gegen 
Studiengebühren ist sich jedoch bewusst, dass es wenig zielführend ist, einen 
Wunschzettel zu formulieren, der nicht umsetzbar ist. Die oben genann- 
ten Punkte jedoch würden eine zunächst partielle Elternunabhängigkeit 
herstellen – die Umstellung von Kindergeld und -freibeträgen wäre ohne 
zusätzliche staatliche Kosten direkt umsetzbar. Weitergehende Forderung- 
en bedürfen jedoch eines grundsätzlichen Umsteuerns der staatlichen Ein-
nahmeseite und sind daher perspektivisch anzugehen. Hierbei ist das ABS 
sich der Problematik bewusst, dass eine Loslösung dieser Unterstützung 
der Studierenden von einer Bedarfsprüfung auch Umverteilungseffekte in 
eine nicht gewollte Richtung – zu Gunsten der Besserverdienenden – bein-
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haltet. Dem ist durch eine entsprechende Gestaltung des Steuersystems 
entgegenzuwirken. Letztlich ist das ABS jedoch der Überzeugung, dass die  
Unabhängigkeit und damit verbunden die höhere Chancengleichheit 
eine derartige Umstellung rechtfertigt. Allerdings sind hierzu weitere 
Schritte – insbesondere die Abschaffung des mehrgliedrigen Schulsys-
tems sowie die Öffnung der Hochschulen – notwendig. Nur so profitieren 
dann auch breite gesellschaftliche Schichten von einer besseren Studien-
finanzierung.

7.3 Flexibilität und Anschlussfähigkeit

Das System muss so flexibel gestaltet werden, dass auch alternative Bil-
dungsbiographien berücksichtigt und entsprechend gefördert werden. Das 
BAföG ist zu statisch, um die vielen alternativen Bildungsbiographien wie 
zum Beispiel ein Teilzeitstudium oder ein unterbrochenes Studium an-
gemessen zu berücksichtigen. Gerade zukünftig werden aber im Zusam-
menhang mit der Einführung konsekutiver Studiengänge solche Bio- 
graphien zunehmen. 

Unstrittig ist vor allem, dass gesamtgesellschaftlich erstens der Bereich 
der Weiterbildung an Bedeutung gewinnen wird sowie zweitens die Un-
terschiede zwischen klassischer Erstausbildung und Weiterbildung zuneh-
mend verschwimmen werden. Schon jetzt ist zum Beispiel an vielen Hoch-
schulen unklar, wo die Grenze zwischen einem konsekutiven und einem 
weiterbildenden Masterstudiengang verläuft.

In einem gerechten System, das auch Zeiten der Arbeitslosigkeit und der 
Fort- und Weiterbildung im Blick hat, ist es unerheblich, ob die Zuschusszahl-
ungen zur Finanzierung des Lebensunterhalts während eines Studiums, 
während der Ausbildung oder während einer Weiterbildungsmaßnahme in 
Anspruch genommen werden. 

7.4 Mobilität

Die Flexibilität der Studienfinanzierung muss auch für den Bereich der 
Mobilität gewährleistet sein. Das Urteil des Europäischen Gerichtshofs zu 
den Voraussetzungen für die Mitnahme des BAföG ins EU-Ausland und die 
hieraus resultierenden gesetzlichen Änderungen durch die 22. Novelle stel-
len erst einen Anfang dar. Eine Ausweitung der Mitnahmemöglichkeiten 

7. Es geht auch anders!
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auf den Bologna-Raum20 ist mehr als überfällig. Mittelfristig muss es Stu- 
dierenden möglich sein, die staatlichen Zuschüsse auch weltweit für ein 
oder zwei Auslandssemester beziehen zu können. Nur so kann die Mobilität 
der Studierenden erhöht und die Internationalisierung des Studiums voran- 
getrieben werden. 

7.5 Studieren mit Kind

Die bisherigen Regelungen aus dem BAföG- und dem Sozialhilferecht stel-
len nur eine unzureichende Lösung der Finanzierungsprobleme von Stud-
ierenden mit Kind dar.21 Die Folgen sind unzumutbare Studienbedingungen, 
hohe Studienabbruchquoten und Armut bei Kindern und Minderjähri-
gen22. Deshalb muss Kindererziehung während des Studiums einen eigen- 
ständigen Anspruch begründen, der alle zusätzlichen Risiken voll umfän-
glich abdeckt. Hierzu gehört der Rechtsanspruch auf einen hochschulna-
hen, gebührenfreien Kinderbetreuungsplatz mit flexiblen Betreuungszeiten 
ebenso wie angemessene finanzielle Unterstützungsleistungen und auf or-
ganisatorische sowie strukturelle Hilfeleistungen (u.a. Bearbeitungszeiten) 
und Vorkehrungen. Entscheidend ist dabei vor allem, dass die Zeiten der Vor-
lesungen und Prüfungen ebenfalls abgedeckt sind, wenn diese spät abends 
oder am Wochenende stattfinden. 

7.6 Finanzierung

Die durch das System entstehenden Mehrkosten müssen durch höhere 
Ausgaben aus Steuermitteln sowie aus dem Kindergeld und den Kinder-
freibeträgen finanziert werden. Die falschen Weichenstellungen aus der 

20	 Der Bologna-Raum umfasst nicht nur die Staaten der EU, sondern auch diejenigen Staaten 

Europas, welche sich den Zielen der Bologna-Erklärung aus dem Jahre 1999 verpflichtet haben. 

21	 Ähnliches trifft auch auf Studierende zu, die ihre Angehörigen pflegen. Auch diesen 

ist der beispielsweise der regelmäßige Besuch der Vorlesungen und ein Studienabschluss in der 

Regelstudienzeit nicht möglich. 

22	 Studieren mit Kind, Sonderauswertung der 18. Sozialerhebung des DSW durchgeführt 

durch das Hochschul-Informations-System.
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rot-grünen23 und der rot-schwarzen24 Regierungszeit müssen schnellst 
möglich rückgängig gemacht werden. Um den notwendigen Menta- 
litätswandel hin zur Elternunabhängigkeit zu unterstützen, wäre hier 
beispielsweise die Erbschaftssteuer ein sinnvoller Ansatzpunkt. Wer erwach- 
sene Menschen als eigenständig und voneinander unabhängig betrachtet, 
der hat auch keinen Grund für eine niedrige Besteuerung von Erbschaften. 
Vielmehr ist es dann nahe liegend, dass ein erheblicher Teil dieser leistungs- 
losen Einkünfte dem Gemeinwesen und der Finanzierung seiner Aufgaben 
zukommt. 

Auch im Bereich der Einkommenssteuer könnten Mehreinnahmen mit 
Blick auf eine Verbesserung der Situation der Studienfinanzierung erreicht 
werden, etwa durch eine Anhebung des Spitzensteuersatzes. Einnahmen 
aus der Einkommenssteuer zur Bildungsfinanzierung zu verwenden, ist 
vor allem deshalb gerecht, weil dann nicht nur Familien über Unterhalts- 
leistungen, sondern auch Kinderlose zur Bildungsfinanzierung beitragen 
würden. Eine stärke Bildungsfinanzierung über eine der beiden Steuerarten 
würde zudem dem Prinzip der Leistungsfähigkeit besser entsprechen. In 
einem System mit Beiträgen, Gebühren und anderen Arten erzwungener 
privater Finanzierung werden alle Menschen mit denselben Lasten, im Fall 
von Studiengebühren etwa in Form von Schulden belastet. Eine Steuer- 
finanzierung stellt jedoch sicher, dass jeder entsprechend seiner tatsäch- 
lichen wirtschaftlichen Situation behandelt wird; Top-ManagerIn und allein 
erziehende SozialpädagogIn also nicht über den selben (Studiengebühren)-
Kamm geschoren werden.

Die gewünschte Entlastung gerade von Menschen und Familien mit 
geringerem Einkommen gehört ebenso zum Gesamtbild des Modells wie 
die uneingeschränkte Gleichbehandlung junger Erwachsener im System 
der Ausbildungs- und Studienfinanzierung. Die Finanzierung des Bildungs-
systems ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die daher gesamtgesell-
schaftlich finanziert werden muss.

23	 Senkung des Spitzensteuersatzes bei der Einkommenssteuer, Senkung der Körper- 

schaftssteuer und deren Umstellung auf ein Halbeinkünfteverfahren, Vollanrechnung der 

Gewerbesteuer.

24	 weiterer Verzicht auf die Erhebung einer Vermögensteuer, Anhebung der Mehr- 

wertsteuer.
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Das Aktionsbündnis gegen Studienge-
bühren
Das Aktionsbündnis gegen Studiengebühren (ABS) wurde am 18. April 
1999 in Krefeld gegründet. Beteiligt sind zahlreiche studentische wie nicht- 
studentische Organisationen, so die Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW),der freie zusammenschluss von studentInnenschaften (fzs), 
die Evangelische Studierendengemeinde Deutschlands (ESG), das Bundes- 
jugendwerk der Arbeiterwohlfahrt (AWO) oder der Bund demokratischer 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler (BdWi).

Die dem Aktionsbündnis gegen Studiengebühren angehörenden Student- 
Innenvertretungen repräsentieren rund 1,5 Millionen der 2,0 Millionen Stu-
dentInnen in der Bundesrepublik. Die programmatische Grundlage des ABS 
ist der Krefelder Aufruf. Darin heißt es unter anderem:

»Studiengebühren sind aus gesellschafts-, sozial- und bildungspoli- 
tischen Gründen abzulehnen. Sie lösen kein einziges Problem, sondern 
verschärfen die Krise des Bildungssystems.«

Neben der Schriftenreihe tritt das ABS vor allem auch durch Demonstra-
tionen, Studiengebührenboykotte, Informationskampagnen und Klagen 
lokal und bundesweit in Erscheinung. Es unterstützt die Proteste vor Ort mit 
Informationen, ReferentInnen sowie einer Vielzahl von Materialien. Zudem 
ermöglicht es eine bundesweite Vernetzung und Pressearbeit. 

Weitere Informationen über das Bündnis erhalten Sie bei der ABS-Ge-
schäftsstelle:
Aktionsbündnis gegen Studiengebühren (ABS)
beim freien zusammenschluss von
studentInnenschaften (fzs)
Wöhlertstr. 19
10115 Berlin
Telefon: (030) 27 87 4094
E-Mail: abs@studis.de
Web: www.abs-bund.de


